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Drogenberatungsstelien in den alten Bundesländern 


Die Versorgung Suchtkranker und damit der Aufbau eines flä- 
chendeckenden ambulanten und stationären Versorgungsnetzes 
fällt in die Zuständigkeit der Länder. Der Bund kann nur Modell- 
vorhaben fördern. Dies hat er wiederholt sowohl im stationären als 
auch im ambulanten Bereich getan und hat damit auch zum Auf- 
und differenzierten Ausbau des Versorgungssystems Suchtkran- 
ker beigetragen. Die Angaben von 1000 Beratungsstellen und 
3 000 Langzeitbetten beruhen auf Angaben der Freien Träger, der 
DHS und der Länder. Genaue Aussagen über Arbeitsweise, Aus- 
stattung etc. von Suchtberatungsstellen ist auf Bundesebene nur 
möghch, wenn die Einrichtungen an dem bundesweiten EBIS- 
Dokumentationssystem teilnehmen, das mit Bundesmitteln aufge- 
baut und gefördert wird. Die Teilnahme an diesem Dokumen- 
tationssystem ist freiwillig. Etwa 300 Einrichtungen beteiligen sich 
konstant daran. Jährlich wird ein Bericht darüber veröffentlicht, 
der die teilnehmenden Einrichtungen (Trägerschaft, personelle 
Ausstattung und Qualifikation, Haushaltsmittel, Einzugsbereich), 
die Aktivitäten der Beratungsstelle, Zahl und Beschreibung der 
Klienten und durchgeführte Maßnahmen darstellt. In einer sog. 
EBIS-Arbeitsgemeinschaft zur Fortentwicklung des Dokumen- 
tationssystems arbeiten der Deutsche Caritasverband, der Ge- 
samtverband für Suchtkrankenhilfe im Diakonischen Werk der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, die Deutsche Hauptstelle 
gegen die Suchtgefahren und das Institut für Suchtforschung und 
Therapie, München, zusammen. Viele nachfolgende Einzelant- 
worten beziehen sich auf diese EBIS-Dokumentation, da eine 
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umfassende Antwort eine zeitaufwendige Befragung der Länder 
notwendig gemacht hätte. 

Grundsätzlich gilt auch, daß sehr viele Beratungsstellen sich sehr 
bewußt als Sucht- oder psychosoziale Beratungsstellen auswei- 
sen, weil viele der Klienten verschiedene Suchtmittel mißbrau- 
chen oder auch polytoxikoman sind und neben den Suchtproble- 
men auch erhebliche andere psychosoziale Störungen aufweisen. 
Für den Klienten ist der Zugang zu einer sich als psychosoziale 
Beratungsstelle bezeichnenden Einrichtung manchmal auch 
leichter, weil er nicht gleich als Suchtkranker identifizierbar ist. 
Darüber hinaus werden solche Einrichtungen manchmal auch von 
Klienten auf gesucht, bei denen keine Abhängigkeitsproblematik 
vorliegt, die aber weiter betreut werden, weil sich eine tragfähige 
Beziehung zum Berater ergibt. Für alle in der Suchtkrankenver- 
sorgung tätigen Mitarbeiter bedarf es spezieller Erfahrungen mit 
den einzelnen Suchterkrankungen und einer auf ihre speziellen 
Aufgaben ausgerichteten Ausbildung. Diese ist jedoch nicht so 
eng, daß sie nur auf die Abhängigkeit voii einem bestimmten 
Suchtmittel gerichtet ist. Sucht und Abhängigkeit stellen umfas- 
sende Störungen der Persönlichkeit mit Krankheitswert dar, für 
deren Beratung und Behandlung auch umfassende psychothera- 
peutische Verfahren notwendig sind. So haben z. B. 50 Prozent 
aller Mitarbeiter aus den Einrichtungen, die an der EBIS -Doku- 
mentation teilnehmen, eine Weiterbildung in den anerkannten 
psychotherapeutischen Verfahren abgeschlossen - weitere 
25 Prozent durchlaufen gerade eine solche Weiterbildung -, die 
nicht nur bei der Behandlung von Sucht und Abhängigkeit, son- 
dern generell bei psychischen Erkrankungen angewandt werden 
kann. 


Im sog. „Nationalen Rauschgiftbekämpfungsplan" vom 13. Juni 1990 
erklärt die Bundesregierung u. a.: „Im europäischen Vergleich nimmt 
die Bundesrepubhk Deutschland mit rund 1 000 Beratungsstellen und 
etwa 3 000 auf die Langzeitbehandlung von Drogenabhängigen spezia- 
hsierten Therapieplätzen in der Versorgung von Suchtkranken einen 
der vorderen Plätze ein. " 

In der „Panorama" -Sendung vom 9. April 1991 erklärte ein Vertreter des 
Bundesgesundheitsministeriums u. a.: „Die Stellen sind und werden für 
die Drogenberatung gefördert . . . Sicherhch ist die Drogenberatungs- 
stelle Anlaufort für viele Menschen in Not, aber schwerpimktmäßig 
ganz sicherhch Drogen und auch harte Drogen. . . . Ich würde im Schnitt 
doch schon meinen, daß das Drogenberaten wohl den Mittelpunkt die- 
ser Arbeit bildet. " 

In der gleichen Sendung erklärte ein Vertreter des Deutschen Caritas- 
verbandes u. a.: „DrogenberatungssteUen, die ja jetzt wiederum für 
diese Heroin- und Opiatabhängigen in Frage kommen, gibt es höch- 
stens 200 oder 250, die sich darauf speziahsiert haben . . . Wenn man der 
Öffentlichkeit sagen wiU, wie viele Hilfeeinrichtungen man für Drogen- 
abhängige hat, und man sagt: 1 000 Drogenberatungsstellen, dann ist 
das ganz klar Etikettenschwindel. " 

1. Wie viele der SuchtberatungssteUen in den alten Bundesländern 
stehen ausschheßhch oder ganz überwiegend Abhängigen und Ge- 
fährdeten von illegalen Drogen zur Verfügung? 


Die genaue Zahl ist nicht bekannt. Vor allem in Ballungszentren 
wie den Großstädten sind nach dem Suchtmittel spezialisierte Ein- 
richtungen vorhanden. 
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2. Sind der Bundesregierung die entsprechenden europäischen Ver- 
gleichszahlen bekannt, und wie sehen sie im einzelnen aus? 


Der Bundesregierung liegen dazu keine Angaben vor. 


3. Wie verteilen sich diese Drogenberatungsstellen auf die einzelnen 
Bundesländer? 


In dem mit Bundesmitteln geförderten Adressenverzeichnis „Dro- 
genberatung - wo'', das kostenlos bei der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) erhältlich ist, sind bei der 
Erstellung des Verzeichnisses alle Suchtberatungsstellen in den 
alten Ländern aufgelistet worden. Diese sind nach Ländern ge- 
gliedert und weisen aber nur teilweise aus den vorher aufgezeig- 
ten Gründen aus, welche Suchtkranken sie schwerpunktartig be- 
treuen. 


4. Wie viele dieser Drogenberatungsstellen befinden sich in freier 
Trägerschaft? 


Der Anteil der Suchtberatungsstellen in freier Trägerschaft wird 
auf etwa 80 Prozent geschätzt. 


5. Wie viele dieser Drogenberatungsstellen sind als niedrigschwellige 
Angebote (z. B. Erste-Hilfe-Station, Kontaktläden, medizinische 
Beratung und Versorgung, Spritzentausch u. a. m.) anzusehen? 


Die Schwerpunkte in der Arbeit der Suchtberatungsstellen liegen 
in Beratung, Vermittlung in weiterführende therapeutische Ange- 
bote, begleitende Betreuung in der Entgiftung, in Justizvollzugs- 
anstalten etc,, ambulante Behandlung und Amgehörigenarbeit. 
Von daher sind sehr viele keine niedrigschwelligen Angebote. 
Zunehmend mehr Beratungsstellen organisieren aber auch Street- 
work als aufsuchende Arbeit in der Drogenszene und bieten von 
daher Kontakte ohne Vorbedingungen an. Die niedrigschwelligen 
Angebote wie z. B. im BOOSTER-Programm der Bundesregierung 
(Kontaktstellen, Notschlafstellen) sind eigenständige Einrichtun- 
gen, die jedoch häufig mit Drogenberatungsstellen eng Zusam- 
menarbeiten und mit ihnen zu einem Verbundsystem gehören. 


6. Wie viele dieser Drogenberatungsstellen bieten ambulante Thera- 
pie an? 


Die ambulanten Therapieangebote für Suchtkranke, insbeson- 
dere auch für Drogenabhängige haben in den letzten Jahren zu- 
genommen. Dieser Trend wird sicherlich noch verstärkt werden 
durch die von den Leistungsträgern verabschiedete Empfehlungs- 
vereinbarung „Ambulante Rehabilitation Sucht", die am 1. April 
1991 in Kraft getreten ist. Genauere Zahlen liegen nicht vor. 


3 



Drucksache 12/609 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


7. Wie viele dieser Drogenberatungsstellen bieten Substitutionsbe- 
handlung an? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung sind in einigen Bundeslän- 
dern einige wenige Drogenberatungsstellen in die psychosoziale 
Betreuung von Substituierten eingebunden, übernehmen aber 
nicht die eigentliche Substitutionsbehandlung. 


8. Wie viele dieser Drogenberatungsstellen haben spezielle Angebote 
für Frauen? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


9. Hält die Bundesregierung das Angebot an Drogenberatungsstellen 
für Abhängige und Gefährdete von illegalen Drogen für ausrei- 
chend? 

Wenn ja, mit welcher Begründimg? 


In der Entschließung der Sonder konferenz der Innen-, Justiz-, 
Jugend-, Kultus- und Gesundheitsminister der Länder vom 
30. März 1990 heißt es, daß das Netz von Drogenberatungsange- 
boten, vor allem im ländüchen Bereich, verdichtet werden muß. 
Dies unterstreicht die Bundesregierung nachdrücklich. Die Exper- 
tenkommission der Bundesregierung zur Reform der Versorgung 
im psychiatrischen und psychotherapeutisch/psychosomatischen 
Bereich hat empfohlen, einen ambulanten Dienst für Suchtkranke 
in einen Einzugsbereich von etwa 100 000 bis 150 000 Einwohnern 
einzurichten. Nach der EBIS-Statistik ist dieser Einzugsbereich 
einer einzelnen Einrichtung im Durchschnitt noch lange nicht 
erreicht, obwohl im Vergleich zu den Vorjahren sich die Zahlen 
des Einzugsbereichs verringert haben und eine stärkere Regio- 
nalisierung der Versorgung stattfindet. 


10. Hält die Bundesregierung die niedrigschwelligen Angebote für Ab- 
hängige von illegalen Drogen für ausreichend? 

Wenn ja, mit welcher Begründung? 


Die Bundesregierung hält die niedrigschwelligen Angebote nicht 
für ausreichend. Alle an dem BOOSTER-Modellprogramm der 
Bundesregierung teilnehmenden Einrichtungen werden derart 
von Abhängigen akzeptiert und aufgesucht,, daß diese ihre Kapa- 
zitätsgrenze längst erreicht haben. Die bereits erwähnte Ent- 
schließung der Länderkonferenzen vom 30. März 1990 sieht vor, 
künftig an Schwerpunkten des Mißbrauchs solche Einrichtungen 
aufzubauen. 


11. Hält die Bundesregierung das Angebot an Substitutionsbehand- 
lung für Abhängige von illegalen Drogen für ausreichend? 

Wenn ja, mit welcher Begründung? 
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Wie bereits dargestellt, sind für den flächendeckenden Aufbau 
eines Versorgungssystems für Suchtkranke die Länder zuständig. 
Nach dem Betäubungsmittelgesetz dürfen Betäubungsmittel ganz 
allgemein nur als „ultima ratio" verordnet werden, wenn an- 
dere Behandlungen nicht zum Erfolg führen (§ 13 Abs. 1 BtmG). 
Die Vergabe von Methadon (L-Polamidon) an Drogenabhängige 
kommt nach Auffassung der Bundesregierung nur unter strenger 
ärztlicher Indikationsstellung und Kontrolle in Betracht. Die Bun- 
desärztekammer hat in ihrem Beschluß vom Februar 1989 Indika- 
tionen für eine Substitution mit L-Polamidon im Einzelfall auf ge- 
führt. Insofern ist die Vergabe von Methadon weniger an den vor- 
handenen Platz gebunden als an die Erfüllung von bestimmten 
Kriterien, die für die Methadon- Vergabe Voraussetzung sind. 


12. Hält die Bundesregierung die Einrichtung von sog. Fixerstuben 
oder Druckräumen' unter ärztlicher Betreuung für Abhängige von 
illegalen Drogen für sinnvoll? 

Wenn nein, mit welcher Begründung? 


Bei Heroin handelt es sich um ein nicht verkehrsfähiges Betäu- 
bungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes (BtmG). Die 
Einrichtung von Fixerstuben/Druckrävunen ist daher rechtlich 
nicht zulässig und nach dem BtmG von erheblicher strafrecht- 
licher Relevanz. 


13. Wie viele Reanimationen von Abhängigen von illegalen Drogen 
gab es 1990 in den alten Bundesländern? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine Zahlen vor, da Reani- 
mationen nicht zentral erfaßt werden. 


14. Wie viele Suchtberatungsstellen gibt es in den neuen Bundeslän- 
dern im einzelnen? 


In den neuen Ländern gibt es etwa 400 Suchtberatungsstellen, die 
sich auf Polikliniken, Bezirksnervenkliniken und andere Bera- 
tungsangebote verteilen. 


15. Wie viele der Suchtberatungsstellen in den neuen Bundesländern 
machen Angebote speziell für Abhängige von ülegalen Drogen? 


Mit Ausnahme Berhns gibt es in den neuen Ländern keine auf ille- 
gale Drogen spezialisierten Angebote. 


16. Wie, für wie lange und wodurch sind die Existenz und Arbeit der 
Suchtberatungsstellen in den neuen Bundesländern abgesichert? 
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Grundsätzlich gilt auch für die neuen Länder die primäre Verant- 
wortlichkeit bei dem Aufbau eines Versorgungssystems für Sucht- 
kranke. Nach der Verordnung über den öffentiichen Gesundheits- 
dienst in den Landkreisen und kreisfreien Städten vom 8. August 
1990 gehört die Suchtkrankenhilfe zu den Pfhchtauf gaben der 
Gesundheitsämter. Die Kommunen sollten darüber hinaus den 
freien Wohlfahrtsverbänden die Möglichkeit eröffnen, hier wirk- 
sam zu werden. Prinzipiell ist es Aufgabe der Kommune und nicht 
des Bundes, bestehende Beratungsstellen für Suchtkranke zu 
finanzieren, um Lücken in der Betreuung nicht entstehen zu 
lassen. Das Ausmaß dieser Aufgabenerfüllung ist jedoch nicht 
zuletzt von der finanziellen Ausstattung der Kommunen abhän- 
gig. Vor diesem Hintergrund sind Umstellungs- bzw. Anlaufpro- 
bleme in lokal unterschiedlichem Gepräge bekannt. 

Einen wichtigen Beitrag zur Lösung dieser Umstrukturierung 
sieht u. a. das Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost vor. Dort sind 
insgesamt 5,2 Mrd. DM zusätzlich für Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen bereitgestellt, mit denen u. a. auch die nicht von den 
Krankenkassen getragenen Dienste der Polikliniken, die bisher 
u. a. die Suchtkrankenhilfe wahrgenommen haben, übergangs- 
weise finanziert werden können. 

Darüber hinaus gilt die am 1. April 1991 in Kraft getretene Emp- 
fehlungsvereinbarung „Ambulante Rehabihtation Sucht" auch in 
den neuen Ländern, wonach - unter bestimmten fachlichen Vor- 
aussetzungen - ambulante Leistungen- zur Rehabilitation von 
Suchtkranken von den Sozialleistungsträgern übernommen wer- 
den. 


17. Hält die Bundesregierung das Angebot an Suchtberatungsstellen in 
den neuen Bundesländern für ausreichend? 

Wenn ja, mit welcher Begründung? 

Wenn nein: Was tut die Bundesregierung konkret für eine Ver- 
besserung dieser Situation? 

Grundsätzlich gilt auch für die neuen Länder, daß für die Versor- 
gung Suchtkranker die Länder zuständig sind. Da in den neuen 
Ländern mit dem Problem illegaler Drogen keinerlei Erfahrungen 
vorliegen, beabsichtigt die Bundesregierung in einem Modellpro- 
gramm Beratungsstellen in den neuen Ländern für den Bereich 
illegale Drogen zu quaüfizieren. Die Vorbereitungen für dieses 
Programm wurden zusammen mit den zuständigen Ressorts in 
den neuen Ländern eingeleitet. 
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